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An das 

Sozialgericht …..
…………….
…………….
Betr.: Klage gegen das Jobcenter ……… – BG-Nr.:  
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den Bescheid vom            in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
               erhebe ich Klage und beantrage, 

den genannten Bescheid abzuändern und das Jobcenter zu verurteilen, mir SGB II-Leistungen ohne Anrechnung von Elterngeld zu zahlen,

       hilfsweise,

das Verfahren nach Art. 100 Abs. 1 GG auszusetzen und dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung der Vereinbarkeit von § 10 Abs. 5 BEEG in Verbindung mit § 11 SGB II mit Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 GG sowie dem Sozialstaatsgebot des Art. 20 Abs. 1 GG vorzulegen.
Das Jobcenter hat im angefochtenen Bescheid mein Elterngeld von 300 € als Einkommen nach § 11 SGB II angerechnet. Das halte ich nicht für richtig.

Elterngeld erhält nach § 1 Abs. 1 BEEG der Elternteil, der sein Kind selbst betreut und erzieht und keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt. Nach § 2 Abs. 1 BEEG richtet sich die Höhe des Elterngeldes nach dem in den zwölf Monaten vor der Geburt des Kindes erzielten monatlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit. Elterngeld ist aber keine Beitragsleistung, sondern wird aus Steuermitteln finanziert. Es steht auch nicht nur dem erziehenden Elternteil zu, der vor der Geburt des Kindes erwerbstätig war. Das Elterngeld wird immer mindestens in Höhe von 300 € (§ 2 Abs. 5 BEEG) und unabhängig von der wirtschaftlichen Situation der Erziehungsperson gezahlt; es entfällt erst bei einem Jahreseinkommen von mehr als 250.000/500.000 € (§ 1 Abs. 8 BEEG). Nach § 10 Abs. 1 BEEG ist das Elterngeld auf andere Sozialleistungen, die einkommensabhängig sind, nicht anzurechnen; selbst bei Ermessensleistungen darf das Elterngeld nach § 10 Abs. 2 BEEG nicht berücksichtigt werden.
Die Ausgestaltung des Elterngeldes macht die Zweckrichtung deutlich: Das Elterngeld ist keine Entgeltersatzleistung und keine Leistung zum Lebensunterhalt; es soll nach der ursprünglichen Gesetzesbegründung die Anerkennung für die Erziehungs- und Betreuungsleistung von Eltern zum Ausdruck bringen, die auch der Gemeinschaft zu Gute kommt (BT-Drs. 16/1889 S. 14). Das zeigen der Mindestbetrag von 300 €, der grundsätzlich allen Eltern zusteht, die Erhöhung des Betrages bei Mehrlingsgeburten und der Geschwisterbonus (BSG, Urteil vom 19.2.2009 – B 10 EG 2/08 R). Das Elterngeld soll in der Frühphase der Elternschaft für eine gewisse Zeit einen Schonraum schaffen, damit Eltern sich ohne größere finanzielle Nöte ihren Kindern widmen können (BT-Drs. 16/1889 S. 2, 15). 

Seit dem 1.1.2011 enthält § 10 Abs. 5 BEEG eine Sonderregelung für die Leistungen nach dem SGB II und dem SGB XII sowie für den Kinderzuschlag nach § 6a BKGG. Die Bezieher dieser Leistungen erhalten zwar Elterngeld; da das Elterngeld aber (evt. mit Ausnahme der Versicherungsbeträge nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB II in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Nr. 1 Alg II-VO) auf die SGB II/XII-Leistung und den Kinderzuschlag angerechnet wird, sind sie gezwungen, das Elterngeld für ihren Lebensunterhalt zu verwenden. Das Elterngeld tritt damit bei diesem Personenkreis nicht zu den Mitteln, die den Lebensunterhalt sichern, hinzu. Die BezieherInnen von SGB II/XII-Leistungen oder dem Kinderzuschlag nach § 6a BKGG sind also schlechter gestellt als andere Eltern; gleichgestellt sind sie für das Elterngeld nur den Personen mit einem steuerpflichtigen Jahreseinkommen von mehr als 250.000 €/500.000 €. Die Bezieher anderer einkommensabhängiger Sozialleistungen, wie BAföG, Wohngeld, Kriegsopferfürsorge (§§ 25 ff. BVG), die wegen der Kinderbetreuung nach § 1 BEEG Elterngeld erhalten, vor der Geburt aber ebenfalls nicht oder nur geringfügig erwerbstätig waren, kommen in den tatsächlichen Genuss von 300 € Elterngeld. 
Nach der Rechtsprechung des BVerfG ist Art. 3 Abs. 1 GG dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten oder Normbetroffenen im Vergleich zu einer anderen anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die unterschiedliche Behandlung rechtfertigen können (z. B. BVerfG, Beschluss vom 31.1.1996 – 2 BvL 39/93 – BVerfGE 93 S. 386). Das ist hier der Fall.
Die Neuregelung verstößt gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 GG und das Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG. Der Gesetzgeber differenziert bei der steuerfinanzierten Familienleistung „Elterngeld“ nach der Art der Existenzsicherung der Erziehungsperson und verweigert den Eltern mit dem geringsten Einkommen den „Schonraum“, den es allen anderen Eltern für die anfängliche Erziehungszeit eröffnen will, ohne dass ein rechtfertigender Grund hierfür ersichtlich ist. 

Zwischen den Erziehungspersonen ohne Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II/XII bzw. auf Kinderzuschlag und den Eltern mit den genannten Ansprüchen bestehen keine schwerwiegenden Unterschiede, die die Ungleichbehandlung im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG rechtfertigen könnten. Der Gesetzgeber hat für die Ungleichbehandlung zunächst haushaltspolitische Gründe genannt (BT-Drs. 17/3030 S. 47). Auch bei der Entscheidung über haushaltspolitisch veranlasste Leistungskürzungen ist der Gesetzgeber nicht frei von der Bindung an die Grundrechte und das Sozialstaatsprinzip. Aus der Gesetzesbegründung geht nicht klar hervor, warum das Elterngeld gerade bei denen faktisch wegfällt, die es am meisten brauchen. 

Als Rechtfertigung der Neuregelung verweist die Gesetzesbegründung darauf, dass der Lebensunterhalt der Erziehungsperson und des Kindes im System der Grundsicherung durch die Regelsätze und die Zusatzleistungen ggfs. einschließlich des Alleinerziehendenzuschlags umfassend gesichert sei; eine Erwerbstätigkeit werde dem betreuenden Elternteil nicht zugemutet, so dass die Anrechnung des Elterngeldes auf die SGB II/XII-Leistungen bzw. den Kinderzuschlag in den Wirkungen vertretbar sei (BT-Drs. 17/3030 S. 48). Das SGB II sieht keine besonderen Leistungen während der Elternzeit vor; mit den Zusatzleistungen können lediglich die Mittel zur Erstausstattung des Kindes nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB II gemeint sein. Diese stehen nach § 23 Abs. 3 Satz 2 SGB II auch bedürftigen Personen zu, die keine Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB II erhalten, das Elterngeld deshalb ungekürzt genießen können. Die Begründung für die Sonderregelung wäre nur überzeugend, wenn das Elterngeld zur Sicherung des Lebensunterhalts bestimmt wäre. Das ist jedoch offensichtlich nicht der Fall. Nicht einmal die Elterngeldbezieher, die vor der Geburt erwerbstätig waren und wegen der Kindererziehung nicht oder in geringerem Maße erwerbstätig sind, erhalten Elterngeld zur Sicherung des Lebensunterhalts. Erziehungspersonen, deren Lebensunterhalt auf andere Weise gesichert ist, etwa durch Unterhaltsleistungen, Nichterwerbseinkommen (Kapitaleinkünfte, Renten, andere Sozialleistungen u. ä.), und an deren wirtschaftlicher Situation sich durch die Kindererziehung nichts ändert, erhalten 300 € als „Familienförderleistung“ zusätzlich zu dem ihren Lebensunterhalt sichernden Einkommen.
Als weitere Begründung für die Schlechterbehandlung der auf Grundsicherungsleistungen oder den Kinderzuschlag angewiesenen Erziehungspersonen behauptet der Gesetzgeber, grundsätzlich seien bei den genannten Leistungen alle Einkommen anzurechnen; die Freistellung einer bestimmten Leistung sei deshalb rechtfertigungsbedürftig (BT-Drs. 17/3030 S. 48). Auch das trifft in dieser Weise nicht zu. Welche Einkommen auf die SGB II/XII-Leistungen und den Kinderzuschlag anzurechnen sind, ist der Art der Leistung nicht immanent, sondern wird vom Gesetzgeber entschieden. Der Gesetzgeber, der das Elterngeld zahlt, um Eltern auch bei gesichertem Lebensunterhalt in der Anfangszeit der Erziehung einen Schonraum zu eröffnen, muss vielmehr begründen, warum er armen Eltern diesen Schonraum verwehrt. Auch ein Vergleich mit den Beziehern anderer Sozialleistungen macht die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung deutlich. Das gilt insbesondere für das BAföG, das wie die SGB II/XII-Leistungen und der Kinderzuschlag den Lebensunterhalt sichern soll.
Das Elterngeld ist eine Leistung zur Familienförderung, die in Höhe von 300 € an alle Erziehungspersonen ohne Beachtung ihrer wirtschaftlichen Situation vor und während der Erziehungszeit gezahlt wird. Mit dem mittelbaren Ausschluss der bedürftigen Eltern durch die Anrechnung des Elterngeldes auf die Grundsicherungsleistungen trifft der Gesetzgeber eine Auswahl zwischen den Eltern, deren Erziehungsleistung die Gesellschaft durch die Schaffung eines finanziellen „Schonraums“ anerkennt, und den Eltern, denen die Anerkennung versagt wird. Die Differenzierung wirkt sich – über die wirtschaftliche Belastung der Eltern - auch auf die betreuten Kinder aus. Wenn der Gesetzgeber die Neuregelung als familienpolitisch vertretbar bezeichnet (BT-Drs. 17/3030 S. 47), macht er deutlich, dass er Eltern und ihre Kinder unterschiedlich bewertet. Die Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 GG und des Sozialstaatsprinzips ist offensichtlich.
Mit freundlichen Grüßen 

